
Pressekritiker Kohl, Lafontaine*: Gemeinsame Sache mit dem schwarzen Riesen
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den DüsseldorferBurkhardHirsch, von
diesem Amt fernzuhalten.

Daß Hirschinzwischen von ihr bege
stert ist und die Fraktionsrechten ihre
wegen vergrätzt sind, ist diePointe der
Geschichte.

Nach ihrer Wahl rätselteman, wie
kurz die Leine sei, an derDetlef Klei-
nert, der rechtspolitischeSprecher de
Fraktion, dieDame seiner Wahl werde
laufen lassen. Jetzt ist sielosgeleint und
„als ,trojanisches Pferd‘ desBurkhard
Hirsch“ (Hamburger Abendblatt) ge-
sichtet worden. Undschon ist das Ge
rücht aufgekommen, sie seivielleicht
„linksliberal“.

Sie ist abernicht „links“, wie sie zu-
treffend sagt. Sie ist einfach „nurlibe-
ral“. Natürlich tritt sie für das Bündni
mit Kohls Union über1994 hinausein.
Da bleibt sie ihremMentor Klaus Kin-
kel treu.

Mit der SPD des Vorsitzenden Rudo
Scharping hingegenkann sie „überhaup
nichts anfangen“, auch daliegt sie auf
Wahlkampflinie. Den Kandidaten au
Mainz verspottet sie als „dieGesichtslo-
sigkeit der SPD“.

Daß mit den Sozialdemokratenmehr
Rechtsstaat zu machensei, bezweifel
sie hartnäckig.

Nie und nimmer wäre das Gesetz z
Verbrechensbekämpfung in einersozial-
liberalen Koalition liberaler ausgefalle
behauptetsie. Und weist voller Empö-
rung den Vorschlag der SPDzurück,
auch schon aufVerdacht die Konten
mutmaßlicher Drogenhändleroder Ma-
fiabosseabräumen zu können: „Nack-
ter, rechtspopulistischer Opportunis-
mus.“

Dabei hat sieselbst schonmanche Fe
der lassen müssen – solupenreinliberal
wie sie es wünscht, darf dieJustizmini-
sterin Leutheusser-Schnarrenberger
nicht sein.

Vielleicht liegt es wirklich an derman-
gelnden Unterstützung in der eigen
Fraktion. Gewiß ist auch derDruck der
Union im Wahljahr nicht zu unterschä
zen. Es liegt aber auch an ihr selbs
wenn inzwischen einigeFahnenwieder
eingerolltwurden, die sie vorJahresfris
noch hochgehaltenhat. Mit dem Be-
ginn des langen Wahlkampfes ha
auch der WiderspenstigenLähmung be-
gonnen.

Hatte sienicht noch vorzwei Jahren
vehementgegen die Verlängerung d
Kronzeugenregelung für den Terror
musbereich gekämpft? Jetztwill sie die
Regelung, die siezuvor mit vielen ein-
leuchtendenGründen abgelehnthatte,
gegen die Organisierte Kriminalitätein-
setzen.

„Konsequenz der Inkonsequenz
verteidigt siesichmatt. Da sieseinerzeit
von ihrer eigenen Fraktion überstimm
worden sei, habe siejetzt zustimmen
müssen.
34 DER SPIEGEL 17/1994
Auch die Verwertung illegaler ge-
heimdienstlicherLauschoperationen ge
gen mutmaßliche Straftäter istlängst
nicht mehr tabu. Schleicht sich der
Lauschangriff, den sie sovehement – bis
zur Rücktrittsdrohung – bekämpfte, nu
dochüber Umwege insSchlafzimmer?

Gelegentlich wird sie –Alarmstufe
eins – sogar vonCSU-Politikern gelobt
Beim Verbrechensbekämpfungsgese
urteilt anerkennend der CSU-Abgeor
nete Norbert Geis,Berichterstatter de
CDU/CSU für die Rechtspolitik, habe
die Ministerin „Fortschritte“ gemacht.
„Da ist sie überihren Schatten gesprun
gen.“

Es nutztaberweder derJustizministe-
rin noch derFDP, wenn siesich über-
mäßig anpassenmuß. Es istschon bes
ser für beide, wenn dieUnion und der
KanzlerGrund zurErregung finden.

Als der Parteivorsitzende KlausKin-
kel ehrlichempörtbeim Kanzler anrief
um gegen dieKurdenrempelei zu pro
stestieren, stieß er aufprofessionelles
Verständnis.

Er habe nichts dagegen, wenn de
FDP-Vorsitzende ihn, den CDU-Kan
ler, wegen dieserFrage in einer gehar
nischten Erklärung öffentlichangreife.
Wenn’s der Klientel dienlich sei, sei ih
das egal. Er, Kohl, habe schließlich
auch an seineWähler denkenmüssen.

Sabine Leutheusser-Schnarrenber
hat es den Männernüberlassen, ihre Sa
che auszutragen.Selbst imKanzleramt
anzurufen und um eineUnterredung zu
bitten, kam ihr nie in denSinn. „Warum
soll ich mit ihm über einen Dissens re
den, den esnicht gibt?“

Da bleibt sie liebernett. Y
,

P r e s s e r e c h t

Letztes Wort
für Lügner
Oskar Lafontaine will im Saarland
das Presserecht verschärfen – trotz
heftiger Kritik von allen Seiten.

ie Opposition im saarländische
Landtag hatte einseltenes ErfolgsD erlebnis: MinisterpräsidentOskar

Lafontaine korrigiertesich –wenn auch
nur teilweise.

Bei seinemBemühen, diePressefrei-
heit, wenn schon nicht in Gesamt-
deutschland,dann wenigstens im saar
r

ländischenZwergstaat einzuschränke
knickte der selbstherrlicheRegentletzte
Wocheleicht ein.

Selten zuvor in seiner neunjährig
Amtszeit stand Sozialdemokrat Lafo
taine so sehrunter Druck wie in denver-
gangenen Wochen. Kritikeraller Cou-
leur aus der ganzenRepublik warfen
dem rechthaberischen, vonPensions
und Rotlichtaffären gebeutelten Reg
rungschefvor, erwolle sich an derJour-
naille für ihre Enthüllungen rächen un
kritischenMedien per Gesetz eineneng-
maschigenMaulkorb verpassen.

Schon im April letzten Jahreshatte
der SPD-Spitzenmann bei einem M

* Im Dezember 1993 in Bonn.



Pressekritiker Walter
Falschmeldung aus Saarbrücken
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dien-Kongreß in Magdebur
die angeblich zunehmende
„Fahrlässigkeit und die Maßlo
sigkeit“, mit der Journalisten
Politiker angehen, gegeißelt
Lafontaine dachte damals la
darüber nach, „wie derinvesti-
gative Journalismus in sein
ethischen Schrankenzurück-
verwiesenwerden kann“.

SeineForderung, dieVeröf-
fentlichung geschützterDaten
durch Presse,Radio und Fern
sehenmüsse „selbstdann ge-
setzlich untersagt werden . .
wenn sie der Aufdeckung vo
Mißständen dient“, fandleb-
haften Beifall bei jenen, die
früher schon Lafontaines pein
liches Wort vom angeblichen
„Schweinejournalismus“ in
Deutschland beklatscht ha
ten. Die verbale Entgleisun
zielte gegenjene Medien, die
Lafontaines eigeneProbleme
mit der Wahrheit,etwa bei der
Berechnung seinerRentenbe
züge, und seineKontakte zum
Milieu aufgedeckthatten.
Lafontaine-Kritiker Müller
Verfassungswidrig und unsinnig
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Besser als Lafontaine in Magdebu
hätte esauch Helmut Kohl nicht sagen
können. Die HamburgerZeit mokierte
sich, „daß derSaar-Napoleon mit dem
schwarzenRiesen aus Bonngemeinsa
me Sachemacht, wenn es nur derPresse
an den Kragen gehensoll“.

Zu Jahresbeginnschlug derSPD-Vor-
denker zu: Der Entwurf zur Änderun
des Gegendarstellungsrechtes, den
saarländische Landesregierung imJanu-
ar präsentierte, überraschtesogar La-
fontaines eigeneFraktion.Presserechts
Experten gaben demSchriftstück ein-
hellig die Note „verfassungswidrig“.

Nicht einmal CDU-regierte Bundes-
länder habenbislang einen ähnlichen
„Frontalangriff auf dashohe GutPres-
sefreiheit“ (Saarbrücker Zeitung) ge-
wagt.

SPD-Chef RudolfScharping ließsei-
nen Stellvertreter im Parteivorsitz g
währen: Der Kanzlerkandidatschwieg.

Vier gravierende Einschränkunge
der im Grundgesetz verbürgtenPresse
freiheit wollte Lafontaine durchpeit
schen:
i Gegendarstellungen müssen unko

mentiert erscheinen,obwohl deren
Wahrheitsgehalt von niemande
überprüft wird. Anmerkungen de
Redaktion („Redaktionsschwanz“
dürfen erst in einer späteren Ausga
der Zeitung gedruckt werden un
müssensich auf „tatsächliche“Anga-
ben beschränken.

i Die Kommentierung auchfalscher
Gegendarstellungen wird generell
verboten.

i GegenFotos könnenBetroffene Ge-
gendarstellungen erwirken.
e

i Richter, die überGegendarstellunge
entscheiden,sollen die Antragsteller
bei der Abfassung des Textes be
ten.
Lafontaines Vorstoß richtetesich nur

gegenZeitungen und Zeitschriften. Fü
Rundfunk und Fernsehen, die ohneh
selten Gegendarstellungensenden,gilt
im Saarland bisher schon, daß Geg
darstellungen nichtdirekt kommentiert
werden dürfen.

Ähnliche Forderungen wieLafon-
taine habenbislang nur dieDelegierten
beim Hamburger CDU-Bundesparte
tag im Februar erhoben. Doch bei d
Christdemokraten ist die in der Hans
stadt mit Mehrheit verabschiedete R
solution zum Gegendarstellungsrec
heftig umstritten.

Der Chef derCDU-Fraktion imsaar-
ländischenLandtag, PeterMüller, ver-
langt die ersatzlose Streichung, der V
sitzende des Bundesfachausschus
Medienpolitik der Partei, BerndNeu-
mann, hält den Beschluß für „rechtlich
problematisch, beziehungsweise unzu
lässig“.

Der CDU-naheMainzer Presserech
ler Reinhart Rickerkritisierte, die „rot-
schwarze Koalition“mißachte „zu La-
sten der Presse“ den „Grundsatz de
Waffengleichheit“: Der „Streich gege
die Pressefreiheit“ schade demLeser.
Der könne dieAuseinandersetzungzwi-
schen denKontrahenten „nur dannrich-
tig würdigen, wenn er sie leserfreundli
und damit in dergleichenAusgabe de
Zeitungauffindenkann“.

Ähnlich argumentierten vorletzte
Woche bei einerAnhörung imsaarlän-
dischen Parlament fast alle Experten.
Manfred Buchwald, Intendant des
SaarländischenRundfunks und ehema
liger Bundesvorsitzender desDeut-
schen Journalisten-Verbandes (DJV
warnte die Sozialdemokrateneindring-
lich vor der Verschärfung des Press
gesetzes: „Am Ende werden Lügner
das letzteWort haben.“

Journalistenverbände und Verleg
fordertengemeinsam mit der saarländ
schen FDP und CDU die „ersatzlo
Streichung“ der Gesetzesnovelle. D
bisherigenRegelungenseienvöllig aus-
reichend.

Wer den Persönlichkeitsschutz stä
ken wolle, so der SaarländischeJour-
nalistenverband, müsse „klarere Vor-
schriften im Zivil- und Strafrecht“
schaffen,anstatt diePressefreiheit an
zutasten. EineMöglichkeit wäre etwa
nach Ansicht von Juristen, dieSchmer-
zensgelder für Verleumdungsopfer dr
stisch zuerhöhen.

Die Landesregierung stelltesich zu-
nächst taub. JustizministerArno Wal-
ter sah „nicht den geringstenAnlaß“,
auf die Gesetzesänderung zuverzich-
ten.

Wesentliche Teile desGesetzes, be
hauptete dasJustizministerium, ent
sprächen den mit großer Mehrheit e
hobenen Forderungen des Deutsch
Juristentages, dersich 1990 mit dem
Thema befaßthatte.

Richtig ist: Dort lag zwar einAntrag
vor, den Redaktionsschwanzgenerell zu
verbieten. Doch der kamnicht durch.
Die Mehrheit des Juristentages lehn
die Forderung ab.

Selbst sozialdemokratischeKritiker
der Lafontaineschen Strafexpedition g
gen die Medien offenbarten Realität
verlust. JuristDieter Gruschke,stellver-
tretender SPD-Fraktionsvorsitzende
37DER SPIEGEL 17/1994
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B u n d e s p r ä s i d e n t

„Großer Stolz“
Wie sich Walther Leisler Kiep zum Präsidentschaftskandidaten erhob
Kandidat Kiep: Viele Tiefs und Hochs
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begann für WaltheD Leisler Kiep miteiner

„großen Überraschung“
In der FoxhallRoad 2500,
der Residenz des deu
schen Botschafters in Wa
shington, wo der Ameri
kareisende Quartier ge-
nommen hatte, erreichte
ihn ein Anruf.

Der Korrespondent de
Frankfurter Allgemeinen,
Leo Wieland, war am Ap
parat und begehrte zuwis-
sen, ob Kiepdennwirklich
der nächste Bundespräs
dent werdenwolle. Da erst
habe er erfahren,begei-
stertesichKiep, „daß mein
Name im Zusammenhan
mit der Bundespräsiden
ten-Wahlgefallen ist“.

Zuletzt war sein Name
prominent im Zusammen
re
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hang mit der Parteispendenaffä
gefallen; da warKiep noch Schatz-
meister derCDU.

Der Urheber derseltsamenIdee,
Kiep nun in den Standeines Kandi-
daten für dieWeizsäcker Nachfolg
zu erheben, istleicht auszumachen
Die Publikation blieb demNews
Service derNew YorkTimesvorbe-
halten. Als Kronzeuge diente j
mand, dersich im Scheitern bei die
ser Kandidatur auskennt:Steffen
Heitmann, dersächsische Justizm
nister.

Er schätze Kiep als eine „herau
ragendePersönlichkeit“, durfte de
ehemalige Bewerber amerikani
schen Journalisten in den Blockdik-
tieren. DieserAnsicht istganz gewiß
DER SPIEGEL 17/1994
auch dernunmehr promovierteKiep
selber, undzwar schongeraumeZeit.
Schon imFebruar hatte er diefreund-
liche Würdigung seiner Person a
dem HamburgerParteitag der CDU
durch andere Vertrauteverbreiten
lassen, leider vergeblich.

„Großer Stolz“ überkomme ihn
gestand Kiep einigengeladenen Jour
nalisten beim Frühstück im Embas
House; inseinemLeben habe es j
schonviele Tiefs undHochs gegeben

Gernantwortete er, der alsVorsit-
zender der deutsch-amerikanisch
„Atlantik-Brücke“ zu Vorträgen in
Überseeweilte undsich passend zu
eigentlichenAmbition als „Sonder-
botschafter von Bundeskanzler He
mut Kohl“ betitelte, aufneugierige
Fragen, wo er den
Schwerpunkte als Bunde
präsident setzenwerde. Da
war es, als wäre er scho
was er gewiß niewird.

Denn zu Hause im
fernen Deutschlandlöste
Kieps Kunde beileibe kei-
nen Feuersturm der E
leichterung aus, daß d
endlich ein weiterer Kandi
dat jenseits von Roman
Herzog und Johannes Ra
gefunden ist.

Die FDP, die ihn jawäh-
len müßte, dementierte m
hinreichender Deutlichke
sehr gesetzt und sehr ern
haft durch ihren Fraktions
vorsitzendenHermann Ot-
to Solms: „Abenteuerli-
cher Gedanke.“SPD-Bun-
desgeschäftsführerGünter
Verheugen, der bekann
lich alles für möglichhält in
der Politik, adelte diePosse al
„Latrinenparole“. Das Kanzleram
wußte wieüblich von nichts.

Da blieb es wiederum des Kan
lersSprachrohr, derFrankfurterAll-
gemeinen, überlassen, die Dinge a
toritativ zurechtzurücken. Dersich
selbsthochlobende Kandidat könn
„höchstens mit zehnProzentCDU-
Stimmen und null CSU-Stimmen“
rechnen,schrieb dasBlatt, das ehe
dem den Kandidaten Heitman
wohlwollend bedacht hatte. Und
Helmut Kohl werde sich die Kiep-
Bewerbungkeineswegs zu eigen m
chen, denn er habenicht die Ab-
sicht, „unter demSpott seiner Parte
als CDU-Vorsitzenderzurückzutre-
ten“.
behauptetenach der für Lafontainever-
nichtenden Expertenanhörung, die R
gierungspläne seien „eindrucksvoll b
stätigt“ worden.

Parteiintern hat Gruschke ebenso w
SPD-FraktionschefReinhard Klimmt,
Vorsitzender der Medienkommissio
der Bundes-SPD, von Anfang an B
denken gegen die Initiative aus de
Staatskanzleiangemeldet.

VergangenenMittwoch präsentierte
die SPD im Rechtsausschuß des Land
 -

ges eineleicht entschärfte Gesetzesfa
sung. Zwar beharren dieSozialdemo-
kraten darauf, denRedaktionsschwan
ganz abzuschaffen. Ananderer Stelle
aber, räumlich getrennt von der Ge
gendarstellung,soll die Zeitung eine
Entgegnung drucken dürfen, diesich
allerdings auf „tatsächlicheAngaben“
beschränkenmuß. Kommentiert wer-
den darf eine Gegendarstellung früh
stens in der darauffolgenden Ausg
be.
Die Süddeutsche Zeitungnannte die
Korrekturen amGesetzentwurf „verfas-
sungsrechtliche Kosmetiktricks“. Di
Kritiker bleiben bei ihrer Forderun
nach totalemVerzicht auf das Vorha
ben. CDU-Fraktionschef Müllerwarf
Lafontaine vor, erbewegesich mit dem
nachgebesserten Entwurf „von der Ve
fassungswidrigkeit zurUnsinnigkeit“.

Doch die SPDbleibt stur: Am 11.
Mai soll das neue Gesetz im Landta
verabschiedetwerden. Y


